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Tagung von Kommunalbeamtenin Baden .
Vereinfachungder städtischenVerwaltung.

Morgen ,Samstag ,halten die Magistratsdirektoren undRechnungs¬
amtsdirektorender Städtemitmehrals 15 . 000EinwohnernimRathausder
StadtBadeneine Konferenzab ,in der kommunaleVerwaltungsfragenbehandelt
werden .Die Tagungwird vomgeschäftsführendenObmanndes Städtebundes ,Vize- ¬
bürgermeisterEmmerling,geleitet .UniversitätsprofessorDr .Schiffwird
über die vomStädtebunddurchgeführteAktionzur Vereinheitlichungder
kommunalenVorschlägeundRechnungsabschlüsseberichten .UeberdieReform
der Verwaltungseinrichtungen der Stadt Baden werden Direktor Sänger und

KammeramtsratSigmundreferieren .
Andie Konferenzschliesst sich unterFührungdesBürgermeisters

Kollmanneine Besichtigung des Verwaltungsapparates und der kommunalenAn¬

lagenderStadtBadenan .

BürgermeisterSeitzeröffnetum17UhrdieSitzung. Eswird
sofort in die Tagesordnungeingegangenundeine ReihevonAnträgenohne
Debatteangenommen.Sowirdder Entwurffür denBauderDrucksteigerungswer-¬
keSteinhof,HackenbergundKrapfenwaldlderHochquellenleitungunddie
Durchführungder schon seit Jahren bestehenden Aktion „ WienimBlumen¬

schmuck"auchimheurigenJahrgenehmigt.EinAntragaufAenderungderBe-¬
bauungfür die Pötzleinsdorferstrassevonder Oriontierungsnummer105
aufwärtsundaufFestsetzungderBaulinienundBaufluchtlinienfüreinen
Teil des Siedlungsteilgebietes Nr .8 und auf Bestimmung von Baulinien für

eine Privatgasse in Altmannsdorfwird ebenfalls ohneDebattebeschlossen .
Stadtrat Breitner ersucht um Kenntnisnahme der im 1 .periodi¬

schenBerichtaus 1931enthaltenenZuschusskredite .MitAusnahmeeinesZu¬
schusskredites ,der das Jahr 1931 betrifft ,betreffen die übrigen Zuschuss¬

kredite das abgelaufeneJahr .
GR. Binder( . . )sprichtausführlichzudemimvorgelegtenBe¬

richt enthaltenen Zuschusskredit von 120 . 390Schilling für Inbetriebnahme

von5 neuenWäschereianlagen,ZuwachsvonGasbadeanlagen,Mehrkostender
ErhaltungderWäschereiin derPenzingerstrasse ,Austauschunbrauchbargewor¬
denerWäschereieinrichtungsgenständenundausserordentlicheInstandsetzungen
in der AnlageFuchsenfeldhofundErhöhungder Amortisationsquotevondurch¬
schnittlich ' 75Prozentauf ' 84Prozent .DerRednererklärt ,dassinsbe¬
sonderedie Erhöhungder Amortisationsquoteaufklärungsbedürftigsei .Sie
betrage mehr als 1oo Prozent .Es sei im Berichte die Ursache dieser Er¬
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höhungnichtdargestellt.DieGemeindediktiertmitihrenWohnhäusernein-¬
fach die Erhöhungen .die sozialdemokratischePartei benimmtsich alsStadt - ¬
verwaltung genau so wie der ärgste Zinsgeior .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Huber( . . ) erklärt ,dass der Zuschusskredit von über120 . 000
Schilling für die Inbetriebnahmevon5 neuonWäschercianlagenusw .zu
BedenkenAnlassgebe . DieMinderheitkönnediesen Bericht nicht zurKenntni
nehmen . Wirwollen wissen .wie die städtische Wohnhäuserverwaltungvorsich
geht ,was die Erhaltung der Waschküchen kostet und was für die Waschküchen

eingenommenwird . DieGemeindebetreibteinevorsteckteZinsbildunginihren
Wohnhausanlagen .Schliesslich verlangt der Redner die ihm von Stadtrat Weber

zugesagte Aufklärungüber den Ankaufvon Invontar vomHeimhof .( Beifall ) .
St . . Kunschak( . . )rweist ,da in dem periodischen Bericht

auch ein Zuschusskredit der mit den SchneesäuberungsarbeitenimZusammenhang
steht ,enthalten ist ,auf die in der letzten Sitzung abgeführte Debatteüber
die Schneesäuberunghin ,die dan it geänderthat ,dass St .. Breitnerunun¬
wundenzugegegenhat ,er sei nichtin derLageweitereGeldmittelfürdie
Schneesäuberung zu verwenden ,die Bevölkerung müsse sich daran gewöhnen . Wir

wundernuns nur darüber ,dass von Seite der Mehrheitsich keinGemeinderat
aus den Vorortebezirkenfindet,um gegenden Zustand ,wie er sich in denVor- ¬
orten jetzt herausbildet ,zu protestieren .Voneinem Aufschaufeln desSchnees
und einem Freilegen der Gleise war keine Rede .Was sich seit 8 Tagen ,in
denen abwechselnd Tauwetter und Frost ist ,in don Strassen derVorortebezirke
abspielt ,spottet jeder Beschreibung .Ein Zigeunordorf kann nicht verwahr¬

( Lobhafter Beifall bei der . . )
loster aussehenals die Strassen inden . periphären Bezirken/In

dor Früh ist dort eine Eisdecke ,bormittags ein Kotmeerund daswiederholt
sich alle Tage .Die Bevölkerung der peripheren Bezirke erstickt buchstählich
imDreck( LebhafterBeifell bei der . . ) Eswirdnicht nur kein fremderAppara
aufgeboten ,man sicht den eigenen Apparat der Gemeinde nicht .Es ist so ,

als ob seit dem Ratschlag des St . . Breitner ,die Bevölkerung müsse sich

daran gewöhnen ,die städtische Säuberung eingestellt worden ist ,um die Pro¬

be darauf zu machen ,wieweit die Gedulg der Wiener Bevölkerung undnamentlich
der Arbeiterbevölkerung in den peripheren Bezirken reicht .Es ist ein Skan¬

dal sondersgkeichen wie man die Bevölkerung der peripheren Bezirken be¬

handelt . Inden 8 Tagen hat die Sonne zum Teil das Ihrige getan .In den
Schnechaufenhat sich allermögliche Unrat abgelagert ,heute sind dasMist- ¬
haufen und selbst hinter dem Rathaus von der Lichtenfelsgasse bis zumGetrei¬

demarkt sicht man das .Das spielt sich förmlich unter dennFenstern des Büros

des Bürgermeisters ab .Der eigene Apparat der Gemeinde muss diesen Skandal

beseitigen können .Dashat mit Ersparungsgründennichts mehrzu tun ,dafehlt
es an der Arganisation und an dem guten Willen .Mankann das nicht anders
auffassen ,als dass der Appell des St . . Breitnerdie Bevölkerungmüssesich

darangewöhnen,vondenOrganenderStrassensäuberungdahinausgelegtwird,
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wird ,die Bevölkerung müsse sch an alles gewöhnen ,sie müsse sich schliess¬

lich auch daran gewöhnen ,dass Wienkeine Metropolc ,sondernein insHerzvon
mmasnOesterreichversetzter Dreckhaufenist . .( f .dl .Adt- ) .

St . . Breitnerantwortet zunächst auf die AnfragedesGR. Binder
die GemeindeWienhabebisher nochniemalsZentralwäschereinin einemMiet-¬
hause gehabt ,sodass es an Erfahrungenüber die AbnützungsolcherAnlagen
gefehlt hat .Nunhat sich herausgestellt ,dass infolge derausserordent¬
lichen Inanspruchnahmeder Wäschereidie Frist für die Amortisationzuweit
gestreckt sei ,ach langen Bgratungen wurde deshalb eine Amortisationsquote

. ffestgelegt ,die nur auf 26 Jahre gestellt ist .Das hat mitZinswucher
nüchts zu tun ,da es sich hier umkeine Zinseignahmender Gemeindehandelt ,a¬
was vomZins übrigbleibt ,fliesst in die Reserve für die Instandhaltung .

Mankönnte nur allen Miet rn wünschen ,dass sie einen solchenHausherrn/SbeSetek Vichteket )
hättenwiedie GemeindeWien. Aufdie AnfragedesGREHuberteilt St . R.
Breitnermit ,dass die Reservefür Erneuerungin denbetreffendenZuschuss¬
kredit 3500 Schilling ausmacht .

ZudenBemerkungendes St . . Kunschakhabeich nicht vielande¬
res zu sagen ,als ich in aller Offenheit in der letzten Sitzung mitgeteilt
habe . Wirhaben bisher für die Schneesäuberung 1,616 . 000Schilling ausgegeben
Es gibt eine ganz grosse Anzahl von Strassen ,in denen von Schnechaufennich
zu bemerken ist,in denen die nomale Säuberung erfolgt ,die Madenwegge¬

kehrt werdenmüssenundbei der grossenAusdehnungder Stadt Wienwirddas
längereZ,it dauern .DasständigePersonal ,das 110Personenausmacht ,ist
in anständigerundfleissiger Weisetätig .Infolge der Wetterkatastrophender
letztenZdthat sichin allenGrosstädtondasGleicheherausgebildet .Dawar

. B .in einem Berliner Blatt zu lesen ,dasssich der grösste Teil derStadt
in einem geradezu unbeschreiblichen Zustand befunden hat ,selbst Verkehrs¬

strassen warenfast unpassierbar .Autos und sonstige Fuhrwerkemusstendurch
einen fusshogenQuatschdurch ,sodass die Fussgängermit Kotbespritzt wurden.
Es wird hinzugefügt ,die Stadtverwaltungerkläre ,dass zu einerverstärkten
Strassenreinigung keine Mittel verfügbar sind ,sodass der trostlose Zustand
der Berliner Strassen auf die Finanznot zurückgeführt werden muss .In Berlin

wurden nach den amtlichen Daten das ständige Personal von 3000Personen
undnoch2800Erwerbsloseeingestellt . Wirhabenein ständigesPorsonalvon
1140Personen ,was ungefähr bei einemVergleich der . Grösse derbeiden
StädtedemBerlinerständigenPorsonalentspricht .AberwährendinBerlin
2800Erwerbsloseeingestellt wurden ,habenwir zur gleichenZeit 9000Ar¬
beitsose zur Strassensäuberung verwendet ( Hört !Hört !und lebhafte Zustimmung
bei der Mehrheit ) .Nach einem Bericht vom 1h . . M.belaufen sich die Gesamt¬

kosten der Schneesäuberung in Berlin für den Winter 1930/31 bisher auf

112 . 000Mark .Amgleichen Tag haffen wir in Wien 1,616 . 000Schilling ausgegeben .
Hört ! Hört !bei der Mehrheit )
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Wirhabenalso ,obwohldieFlächeWiensnureinDrittelderFlächeBerlins
ausmacht,weitmehrals dasDoppelteausgegeben.(LebhafterBeifallbei
der Mehrhett ) .Mehrgestattenunsdie Verhältnissenicht .Ich hhbedarauf
hingewiesen ,dass die G,meindesteuern eine rückläufige Tendenz zeigenBe¬

dauerlicherweisemussichheutekonstatieren ,dasssichdieselberückääu-¬
fige Tendenzauch bei den Staatstseuern zeigt ,waszur Folge hat ,dass
sich in den ersten 3 Monatendieses Jahres eine Minderüberweisungandie
Gemeindefon 900 . 000Schilling ergeben wird ,wozunoch kommt ,dass unsdie

Mitteilung gemachtwurde ,dass uns für das Gahr1930 ' 8MillionenSchilling
zu viel üherwiesen worden sind ,weil die letzten Monate des Jahres 1930im
Erfolg schlechter waren . Wenndas im J,hre 1931 andauert ,ergibt sich auch
hier eine Mindereinnahme von nahezu ' 5Millionen Schilling .Manersieht

daraus ,dass wir allen Grund zum Sparen haben ( Lebhäfter Beifall bei der

Mehrheit ) .
DerReferentenantragwirdangenommen .
St . . Speiser berichtetübereine AbänderungdesArbeitsvertra¬

ges zwischen den städtischen Elektrizitätswerken und demMetallarbeiterver¬

band .Infolge Aenderungenin der teschnichen Organisation sollen nunmehrge¬
wisse Aufsichtsposten mit besonders geeigneten und geschulten Arbeiterner - ¬
setzt werdenund einem Wunschedes Personales entsprechend wurdefür solche

ArbeiterähnlichwiebeimGaswerkeineneuehöhereLohnstufegeschaffen.
GR .Schelzbemerkthiezu ,dass es den Vorarbeiterndesstädiåchen

. Werkesnach langemDrängengelungen ist ,dadurch eine Besserstellung zu
erreichen ,dass die Vonarbeitergruppe nunmehr in zwei Gruppen geteilt wird ,

von denen die eine gegenüber dembisherigen Zustand gehoben ist .Dasist
sicher eine Errungenschaft .Es ist aber die Frage ,wieviel von den Vorarbeiterr

in die neue Klasse eingereiht werden sollen . Wirhaben da grosse Bedenken ,da

wir wissen ,dass die sich bei der Besetzung von höheren Posten lediglich von
parteipolitischen Motivenleiten lassen ,wie dies auch bei denStrassenbahnen
der Fall war ,wo für die Besetzung der höheren Posten lediglich Entscheidend

war ,ob jemand eine Funktion beim republikanischen Schutzbund gehabt hatusw .
Wir verlangen ,dass bei der B setzung dieser höheren Posten lediglich die

fachlihe Befähigung ,die Qulifikation und der Vorschlag der Direktion mass¬
gebend sei,Der Redner weist sodann darauf hin ,dass unter demchristlich¬

sozialen Regiy ne den Vorarbeitern der E .Werke ,die sich durchbesondere
Befähigungauszeichneten ,die Möglichkeitgegebenwurde ,Betriebsbeamtezu
werden ,Das hat jetzt fast ganz aufgehört .Auch über diesen Punkt wünschtder
Redner eine Aufklärung .Er erklärt zum Schluse ,dass seine Partei für den

Antragstimmenwerde. /Ke) .&VeT .H
St . . Speiserstellt hierauf fest ,dass die Bostenaufdenen

solche Vorarbeiter in gehobener Stellung verwendet werden sollen genau
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bestimmtwordensind . Essind 24solcherPostenals gehobenerklärtworden.
Selbstverständlich ist für die Besetzung solcher Posten diefachliche

Befähigung,QualifikationundderVorschlagderDirektionausschlaggebend.
Auchbei den Strassenbahnen war es so,WennGR. Schelzerklärt hat,haupt¬
sächlich die MitgliedschaftzumrepublikanischenSchutzbundseimassgebend
gewesen ,so mussmansich wundern ,dassso viele AnhängerdesGR. Schelz
Mitglieder des republikanischonSchutzbundessind ,da eine ganzerheb¬
licheZahlchristlichsozialenStrassenbahnerin dieseGruppebefördert
wurde .QualifizierteArbeiterdes . Werkeswerdenauchin ZukunftzuBetrieb
beamtenernanntwerden .Erst in der letzten Wohe sind 5 solcherErnennungenVorarbeiter auf
erfolgt .Auch in Zukunft werden/solche Posten ,die Bctriebsbeamtenposten
sind ,ernannt werden .( Beifall bei derMehrheit ) .

Der Referentenantrag wird angenommen .

St . . Speiserberichtet sodannüber denZusatzvertragzuden
Areitsverträgen I ,II undIII betreffend Kurzarbeitbei denstädtischen
Strassenbahnen.Durchdie VerschärfungderWirtschaftskrisounddiehiedurch
verursachteArbeitslosigkeithat sich die Lageder städtischenStrassenbahne
die schon längere Zeit keine günstige ist ,noch weiterverschlechtert .
Der Rückgangder Frequenz auf den städtischen Strassenbahnen - eineErschei¬
nung ,die infolge der Krise nahezu bei allen Strassenbahnen Europas festzu¬

stellen ist -hat dazugeführt ,dass der Entfall an Einnahmeneinehedeutsame
Höheerreicht hat .Die Strassenbahndircktionist daher gezwungen ,weitere
Massnahmenzu treffen ,umdie finanzielle Lagedes Unternchmenszubessern
undeine allmählicheBeseitigungdes Gebarungsabgangesanzubahnen .Infolgede
crheblichenFrequenzrückgangeshatsichbegreiflicherweiseeinbedeutender
Personalüberstand ergeben .Für die Strassenbahndircktion ergab sich daher
die Notwendigkeit ,an die Verringerung der Personallasten heranzutreten .

Die Gemeindeverwaltung hat sich dagegen ausgesprochen ,dass der
Weg ,den Personalstand durch Kündigungen zu verringern ,gegangen werde ,ob¬
gleich das ein für das Unternehmen finanziell günstigere Weggewesenwäre .
Es war auch der Wunsch des Personals ,jtelle von Kündigungen die Kurz¬

arbeit einzuführen .Bekanntlich hat das Personal von der Direktion die Ab¬

stimmung über die Frage dor Einführung der Kurzarbeit Stelle vonKündi - ¬

gungen verlangt .DemWunsche wurde entsprochen und das Ergebnis der Abstimmung
bestand darin ,dass zwei Drittelmdes Personalstandes sich zur Vermeidung von
Kündigungen für die Uebernahme der Kurzarbeit aussprach .DieVerhandlungen ,

die auf Grund dieser Abstimmungzwischen Dircktion und Personal sodann
einsetzten ,sind nunmehr zum Abschluss gekommen .Das Ergebnis der Verhandlungen
bildet die gegenständliche Vorlage ,die einen Zusatzvertrag zu dongeltenden

Kollcktivvorträgendarstellt unddie näherenBestimmungenüber dieEinfüh-¬
rung einer zeitlich beschränkten Kurzarbeit enthält .Die Einzelheiten über
die Durchführungder Kurzarbeit sind der ausgegebenenVorlagezuentnohmen.
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DieKurarbeitsoll in der Formgeleistet werdendass denBedienstetenwäh¬
rendderVertragsdauerhöchstens19UrlaubstageohneGebührvorgeschrieben
werdenkönnen.ImInteressederBedienstetenist vorgesehen,dassdieZahlder
UrlaubstageohneGebührin allenDienszzweigendiegleieheseinmuss. Wenn
also in einemBetriebszweigwenigerals 19 UrlaubatageohneGebührvorgeschr :
benwerden ,so brauchenauchdie Bedienstetenin denanderenDienstzweigen
keine höhere Zahl von solchen Urlaubstagen auf sich nehmen .Der Abzugder
Urlaubstage ohne Gebührist in der Weisein Aussicht genommen ,dass inden
Monatenausserhalbder Fälligkeit des13 .und1h .MonatsgehaltesimDurch¬
schnitt die Gebührfür einenUrlaubstag ,in denMonatenderAuszahlung
des13 .und1h .Monatsgehaltesdie Gebührfür 2 Urlaubstageabgezogenwird.
Weiter ist die ungeschmälerteAufrechterhaltung der sozialenLeistungen
für die Bedienstetendadurchgesichert ,dassdie auf dasUnternehmenentfal¬
lendenSozialdersicherungsbeiträgeauchfür die UrlaubstageohneGebühr
ungekürzt geleistetwerden .Auchder13 .und14 .Monatsbezugbleibtunge-¬
kürzt .Schliesslichwurde demPersonaldie Zusicherunggegeben ,dassdie
VergebungvonArbeitenanPrivatfirmendasbisherüblicheAusmsswehrendder
Dauerder Kurzarbeit nicht übersteigen werde .Das vorliegendeZusatzüber -¬

einkommenendetlängstensam31 .Mai1932,imJuni 1932sind nurNachtrags¬
tage ohne Gebührmöglich .Die Gemeindeverwaltung ,die die gegonständlicheVor- ¬

lagenurunterdemhartenZwangderabsolutenNotwendigkeitzurBeschluss¬
fassungbringt .mussdankbaranerkennen ,dass die Bedienstetenschaftdurch
ihre Einsicht und ihr Selidaritätsgefühl eine Lösung ermöglichst hat ,die

dasInteressederBedienstetenwahrt ,einegrosseZahlvonBo¬
dienstetenvordemVerlustederExistenzschütztunddemUnternchmerndazu
verhilft ,die finanzielle Lage des Unternchmensim bedeutsamerWeisezuvor¬
bessern .Ich bitte sohin umAnnahmeder gegenständlicheVorlage .( Lärmbei

derMinderheit. DenSozialdemokratenwirdzugerufen:IhrseitreinoKapita¬listen DieVorlageist ein SkandalDasist eincSchandwirtschaft!
NachAbflauendes Lärmesspricht als ersterMinderheitsredner

GR .Gschladt. /erklärt ,dasses einerdervorhängnisvollstenAugenblickesoi ,
in dem die Gemeindeverwaltung entgegen den Erklärungen desPersonal¬

referentenmit einer Lohnkürzungvorgehe .Manmussfoststellen ,dass derPor¬
sonalreferent heute schon vorsichtiger ist . Währendmanfrüher imAusschuss

vomUrlaubohneGebührgesprochenhat ,wurdeheutedasWortKurzarbeitaus-¬
gesprochen .DaswesentlichedieserVorlageist ,dassandenLöhnenderStrassen¬
bahnbediensteten eine Kürzung vorgenommen wird,begründet durch die elende

Wirtschaft,diebeidenStrassenbahnenbesteht .DasPersonalderStrassen¬
bahnist sicherbereit ,in NotbefindlichenKollegeneinOpferzubringen,
aber es ist eine Irreführung der Oeffentlichkeit und desPersonales,von
einemNotopferzugunstender Kollegenzu sprochen ,dennes handeltsichdarum.
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dass solbstverschuldete Dofizit aus der Tascheder Bedionstetenzudocken .
DerRoforenthatunskeinZiffernmaterialgeboten ,er hatnurimallgemeinen
vomRückgangderEinnahmen ,vomRückgangdder Frequenz und von derNotwendig- ¬
keit der Verringerung der Personallasten gesprochen .Was den Rückgangder

Frequenzanlangt .so mussmanimVergleichzu normalenJahrenfeststellen ,
dassder Rückgangverhältnismässigschwachist . WenndieStrassenbahnen
einen Rückgang an Einnahmen verzeichnen ,so ist dioser Rückgang darauf

zurückzuführen ,dass durchden letzten Kollcktivvertrag bei derStrassenbahn
Dienstverhältnisse geschaffenwurden ,die vomPersonal einfach nicht zube¬
wältigen sind . Esist demPersonal ja schonpsychischunmöglich ,denAndrang
dos fahrenden Publikums bewältigon zu können,wenn sich ein Fahrgast schon

3,4 Haltestellen vor demAussteigenzumAussteigenrüsten muss .Dassder
Schaffnerden Wegdurch den überfüllten Wagenzehnmal ,hundertmalmachen
muss,ist eine unmenschlicheAusbeutungder Arbeitskraft derBediensteten.
UmwelcheSummenhandelt es sich bei dieser Lohnkürzung?ImAusschusswurde
mitgeteilt ,dass es sich um2 1/2 oder 3 Millionen Schilling handlo ; es
müssenalso die BedienstetenzumDofizit der Strassenbahnendiese 3Millio -¬
nen Schilling draufzahlen . WennSt . R .Speiser sich darauf beruft ,dass die

UrlaubstageohneGebührauf Wunschdes Personalseingeführtwerdenmuss
domgegenüberfestgestellt werden ,dassvonden15 . 000Bedionsteten6000
das,Ja .verweigerten .Die Abstimmungwurdeunter Drohungenins Werkgesotzt ,
weshalb es nicht verwunderlich ist ,dass eine so grosse Anzahl mit Jastimm¬
ten .Mit den Abbaudrohungenbei der Abstimmunghat die Gemeindewohleine
grobeTaktlosigkeit begangen .Manhat bisher unter Urlaubeino freic Zoit ,
eine Zeit,in der man von der Arbeit ausspannt ,verstandon .Jotzt aber ,unddas

ist die Erfingungder sozialdemokratischenGemeinderatsmehrheit,heisstUrlau
zeitweilige Aussperrung .( Zustimmung bei der Minderheit ) . Esist eine Tat¬

sache ,dass neuesPersonalbei der Strassenbahnaufgenommenwurde ,obwohlman
einen Rükkgangder Froquenzschon festgestellt hat .DerPersonalüberstand
wurdealsodurchdieSchuldderVerwaltungherbeigeführt.Umihnzuboheben,
gobees ganzandereMättor . Esmussder Vorkehrgebessertworden ,dannsteigt
dic Frequenz und dann steigen die Einnahmen .Die Lohnkürzung bei denStrassen - ¬
bahnon ,die heute geschlossen werden woll,ist ein schlechtes Beispiel für

die gesamtePrivatwirtschaft undwir müssendic Vorlagemit aller Entschio¬
denheit ablehnen .( Zustimmung bei der Minderheit ) .

GRPfeiffer ( . L) erklärt ,dass die heutige Vorlage einüberaus
trauriges Zeugnisfür die Verwaltungder Mehrheitablegt .DieGemeindehat
das Monopol der Strassenbahnen in der Hand,trotzdem aber schwillt das Defi¬

zit von Jahr zu Jahr lawinenartig an .Nungeht mandaran ,das Defizit zubo¬
kämpfen .Zuerst wurde mit Rationalisierung vorgegangen ,jetzt kommt die Go- ¬
haltskürzung für die Angestellten .Ein solches Vorgchen muss auf das ont¬

schiedenste zurückgewicsen werden .Wennmanfeststollen will ,worauf derPer¬251
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sonalüberstandzurückzuführenist,mussmanaufjoneZeitzurückgreifen .
in dor die sozialdemokratischePartci ihreSozialisierungsbestrebungen
durchführte.Dicserächtsichjetzt .ManhatauchbeiderStrassenbahneigene
Werkstättengeschaffon ,dochhat sichjetzt herausgestellt ,dassdurchdie
vollständige Aenderungder Wirtschaftslage die Privatindustrie billiger
arbeitet als die Werkstätten der Strassenbahnen . Dieverfehlte Verwaltungs¬
ar beit der Gemeinde soll nun das Personal büssen .Statt dass man dasPerso¬

nal gefragt hätte ,waszu tun sei,umdie Frequenzzu erhöhen ,wurdedomPorsona
einfachgesagt ,entwederKurzarbeitoderEntlassung .DieAbstimmungmurdeoben
falls nicht richtig durchgeführt .BeidenStrassenbahnenbestehon3Kollck-¬
tivverträge . Wennmannundie Abstimmungbei jeder einzelnenGruppevorgenom.
menhätte,hätte sie ein ganz anderes Ergebnis gezeitigt .Die Gruppe derFahr¬
bedienstetenz,B . hatnur eine Mehrheitvon10oStimmenfür Sieergeben-Wenn
bei den Strassenbahnen ein wirklicher Personalüberstand bestcht ,dannmüss¬

te zunächstmit Hilfe des Personals der Verkehrverdichtet ,verbessertwerden.
Dennder Rückgangder Froquenzist nur auf die unleidlichenFahrverhältnisse
zurückzuführen .Manmuss sich auch einmal mit der Frage beschäftigen ,obdie
Strassenbahnenein kaufmännischesUnternehmenodereinWohlfahrtsinstitut
sind . Wennsie ein kaufmännischesUnternehmensind ,müssenihr alleEntgänge. B .
dieihr/ausdenFahrtbegünstigungenfürdiestädtischenAngestellten ,ausden
Arboitslosenfreifahrscheinenerwachsen ,vondenontsprechendenVerwaltungs¬
gruppender Gomeindeersetzt werden . DieEntgänge ,die dieStrassenbahnen
von allen den bestchenden Begünstigungen erleiden ,machenrund 15bis
18 MillionenSchilling aus ,wasihremDefizit entspricht .Es mussmitallor
Entscheedenheit zurückgewiesen werden ,dass man bei den Angctellten zu

„ paren beginnen will . Durchdie 19Urlaubstage im Zeitraum cines Jahres orloi¬
det der Strassenbahnangestellte eine Einbusse von ungefähr 200Schilling ,

ein Botrag ,der bosonders bei Familien mit Kinderneinc .bedeutendeHolle
spielt .Solange die Verwaltung kein anderes Mittel versucht ,um das Dofizit

zu beseitigen solange muss die Vorlage abgelehnt werden .( Beifall bei der EL
GR. Lchninger( . . )erklärt ,dassdie beabsichtigteKurzarbeit

bei den Strassenbahnen nichts anderes als eine Lohnkürzungist .DåeErsparnis
von ' 5MillionenSchilling bedeutet für die Angestelltenein sechrgrosses
Opfer . Wennman zurückdenkt ,was die Gemeinde von den Strassenbehnern schon

19seit 19
für Opfer gefordert hat ,mussmansagen ,dass Wiegar nicht . „ fortigwerden

den Strassenbahnerndas wegzunchmen,wasihnen dic christlichsozbaleVerwal¬
tung gegoben hat . Vorgar nicht langer Zeit hat dic GomeindedonStrassonbah¬
norn einen Schandvertrag zugemuctet ,der der Gemeinde 6 Millionen Ersparnis

gobracht hat und diese Ersparnis haben sich die Strassenbahner buchstäblich
erkaufen müssen .Jetzt will man diesem Schandvertrag ein neucs Schandmal an¬

fügen .Die Uebertourenleistung ,die den Strassenbahnern zugemuctet wird ,ist
in der Welt einzig dastchend .Im Auslande schroibt man schon darübor .
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SoschreibteinefranzösischeZeitung:„ DieWienerStrassenbahnerunterder
rotenZuchtrute(LebhafteHörtlHörtrufebeider . . ) .Natürlichmusste
dicbeidenStrassenbahnendurchgeführteIntensivierungeinenPorsonalüber-¬
standerzeugen.SiespielenmitderSicherheitdesPorsonalosunddesfahren¬
denPublikums.InfolgederIntonsivierunghabenSieschon1300Bedienstete
abgebaut.DurchdieTourenüberleistungdesPersonaleshatsicheinUeber¬
standvon800bis1000Personenergeben,dernunmitderKurzarbeitwett-¬
gemachtwerdensoll .AndererseitshabenSieaber ,obwohlIhnonderUeberstand
bekannt war ,im Jahre 1928379 Leute neu aufgenommenund dann wieder600

Personen.NurausdemGrunde,weildiefreieGewerkschaftderStrassenbahnen
abgeflautist .DahabenSiedieAbgetakeltenBetriebsräteausanderenBetrie-¬
beneingestellt,damitdieseAntreiberdienstebeiston. Esist einetraurige
Verwaltung,diekeinanderesMittelals dasdesAbbaueskennt .Wirwüssten
schoneinMittelzurSanierungderStrassenbahnen :SchaffenSieeinenVerkehr
derderGrosstadtwürdigist (LebhafteZustimmungbeider . L) .DieseVorlage
zuvertreten ,ist niemandemanderenalsdemPräsidentenderArbeiterkammer
vorbehalten.Esist daskeineehrendeAufgabefürihnundorhättesichihr
wahrscheinlichamliebstenentzogen . Wasnundie Abstimmungbetrifft ,so
habenSiesichmitihrsehrgetummelt,weilSiedieAufkkärunggefürchtet
haben .DieseAbstimmungwareinglatterSchwindel.DerGrossteilderLeute
meinte ,dass ihnennichts weggenommenwird ,sonderndass sie wenigerTouren
werdenmahhenmüssen .AuchhabenSiebeimFahrpersonalja nurdielächerliche
Mehrheitvon100Stimmengehabt .DieMehrheitkonntenSienurmitHilfteder
LeuteausdenWerkstättenerzielen ,woein unerhörterZwangherrscht .Durch
diesenArbeitsvertragsollendie Strassenbahnersehrompfindlichgetroffen
werden .Warumkürzt manbeim niederen Personal ?Manmögeeinmal vonogen
herdamitanfangen( LebhafterBeifallbei der . L) WirwollenauchAuf-¬
klärung darüber ,wannder Urlaub ohne Gebührgelestet werdensoll ' Mansprich
dqvon ,dass er nicht in den Monaten geleistet werden soll,in denen er abge¬

zogenwird ,sondernim Winterumden Verkehrzu regulieren ( LebhafteHört -
Hörtrufe bei der . L) . Dassind die alten Sustage ,gegendie Sie einmalso
gewetterthaben. DieGemeindehatschonbishermitVersetzungenauspartei¬
politischenGründengewütet.HetztwirddieseMöglichkeitimVertragver-¬
ankert .Dieser Punkt müsste gestrichen werden .Die Personalpolitik beiden
Strassenbahnenist einewahreSchande .ChristlichsozialeBeamtebekommen,
auchwennsie ausgezeichnetdenDienstverrichten ,keinenQualifikations¬
punkt . Dahat ein Bgamterim BahnhofSpeising einen Schaffner in derer¬
bärmlichstenWeisebeschimpft ,aber der Beschimpfteundnichtderjonige
der geschimpfthat ,wurdefor die Disziplinarkommissiongestellt.( Hört- ¬
Hörtbei der . . ) .In oinemanderenBahnhofwurdeein Schaffner ,der56e
Schilling Kassadifferenzhatte ,nicht vor die Disziplinarkommissiengestellt ,253
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weilor einSozialdemokratist ,sondernpensioniert .( HörtHörtbeider . . )
In demselbenBahnhofwurdeein andererBediensteter ,der eineKassadiffe-¬
renz von1o Schilling hatte,was auch nicht zu billigen ist ,vor dieDis¬

ziplinarkommissiongeschlepptundauchdiszipliniert .( HörtHörtbeider . L.
EinchristlichsozialerBezirksrataus SimmeringmussteausdiesemBezirk
weg ,weiler IhremWahlschwindlerBergernichtgenehmwar .DerVerkehrsmeister
Knotzerin Simmeringhat sich einenBedienstetenrufenlassenundihm
gesagt ,Sie haben über die freie Gewerkschaft geschimpft ,dås ist der Unter - ¬

nehmer ,das dürfenSie nicht tun ( LebhafteHört - Hörtrufebei der . . ) . Ein
solcherBediensterermüsstevonseinemPlatzeweg .Siesprechenimmervon
derAbnahmederFrequenz .ImJahre1913wareineFrequenzvon322Millionen
Fahrgästen,diemiteinemPersonalstandvon? . .12081bewältigtwurde.Damals
sinddie Fahrgästeanständiggefahren .Dama! :hat nochnichtdiesesSammel¬
system ,diesesColoniasystemaufdenStrassenbahnengeherrscht(Lebhafter
Beifallbei der . ) .ImJahre1924wareineFrequenzvon567Millienenmit
einemPersonalstandvon15 . 000undimJahre 1929eine solchevon627Millio-¬
nenbeieinemPersonalstandvon16. 000.Woist dadercRiesenabfallinder
Frequenz?DerRednerfragtnochdenReferenten ,wasandenGerüchtenWahres
sei ,dass bei denStrassenbahnenwiederdie 35jährigeDienstzeiteingeführt
soll unddasszurSanierungderPensionskasse ,die Sie andenRanddes
Abgrundsgebrachthaben ,danMieglidernBeiträgevon11Prozentauferlegt
werdensollen .Er wünschtferner vomReferentengenaueAngabenüberseine
Plänefür dieZukunft .Schliesslicherklärter ,dassseineParteigegendie
Vorlagestimmenwerde(LebhafterBeifallbeider. . )

GR Weigl ( Soz . dem . )dankt den Strassenbahnern für ihre solida¬

rische Haltung ,die sie gegenüberjenenKollegenbekundethabendieebentuell
infolge des grossenUeberstandesumihren Platz hätten kommenkönnen .(Bei-¬
fall bei der Mehrheit ) .DieernsteMassmahmeder Kurzarbeitist nurgerecht-¬
fertigt ,wennandereWegenichtmehrgangbarsind .Dasist Gegenstandeinge-¬
henderBeratungenderPersonalvertretunggewesen ,die alles gewissenhaftge¬
prüft hat DemWirken der Personalvertretung ist es zu danken ,dass dasInteres - ¬
se jedes einzelnenStrassenbahnersgewahrtwerdenkonnte .

Die Redner der Minderheit haben sich vielfach widersprochen .Ein¬

mal wurde behauptet ,der Frequenzrückgang sei schuld an der schlechten Lage

des Unternehmens ,das andereMalwiederwurdegesagt ,es gebeüberhauptkeiner
Frequenzrückgang .Nunzeigt es sich ,dass in Zeiten der Wirt schaftskrisealle
Verkehrsunternehmungenstarke Frequenzrückgängeverzeichnen .Nacheinerpffi¬
ziellenStatistik habendie deutschenVerkehrsunternehmungen,denenmangewiss
nicht Schlampereiund Unfähigkeit nachsagendarf ,in den Städten mit mehrals
1,000 . 000Einwohner einen Rückgang der Frequenz von 21 ' 5Prozent zuverzeich¬

nen .AuchWienist davon nicht verschont geblieben .AuchdieReichsdeutschen
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begeghendiesenRückgangnicht mit einer Verdichtungdes Verkehrs ,sondern
mitDrosselungen ,Kostetdochjeder gefahreneKilometerdemUnternehmenviel

Geld .

EswurdeaufhüberAusbeutungdesPersonalsgesprochen .Dakann
mannursagen,manmussdiezweiteStrassenbahnsuchen ,dieeinengleichen
Kollektivvertragaufzuweisenhat ,wieihn unsereStrassenbahnerhaben .Die
MinderheithatmitdenschärfstenWortendieAenderungdiesesArbeitsvertra-¬
gesabgelehnt .DieÖeffentlichkeitdenktallerdingsdarüberganzanders .So
hatvoreinpaarTagendieReichspostdieKurzarbeitalsachtenswertbezeich
netundesbegrüsst ,dasssolcheDingenichtvonobendiktiertwerden(Hört
HörtbeiderMehrheit) .SolcheernsteMassnahmendürfenebennichtpartei¬
demagogischbetrachtetwerden,wiediesdieMinderhettheutereichlichgetan
hat - DieseBetrachtungfordertunwillkürlichzueinemRückblicküberdie
PersonalpolitikbeiderStrassenbahnauf ,wiesie unterderchristlichsoziale
Verwaltunggeübtwordenist . WegenjederKleinigkeiterhielt derStrassen-¬
bahnereine„Einheit"diktiert .FünfzehnEinheitenergabeneinenhalbenTag
" Sus " . Dieseunbezahlten strafweise verhängten Sustage
wurdenin derfrequenzschwachenZeitdenBedienstetenangerechnet.Sicwurden
noch verschärft ,durch den scgnannten Kikeriki ,einemPranger,
derin jedemBahnhofanzutreffenwar .ImJahre1913hates25. 000Sustage
gegeben !( LebhafteHört- Hörtrufebei der Mehrheit ) .In der altenDienstordnung
konnteUrlaubohneGebührschrankenlosdiktiert werden .DieEntlohnungwar
keineswegsso ,dassmansich einensolchenAderlasserlaubendurfte .Heute
hat der Schaffner das 21. 7oofachebis 27. loofacheder Bezügedes Jahres1911
DerFahrer das 19 . 200 -bis 22. ooofache ,Nach30jähriger Dienstzeit ergibtsic
ein Durchschnitt im Ausmass den 23 . 3oofachen Friedensbezuges .DerLebens¬
standart der Strassenbahner unter sozialdemokratischer Verwaltung ist unge - ¬

heuer gehobenworden( StürmischerBeifall bei der Mehrheit ,grosser Lärmauf
den Bänken der Opposition ) .

Unter christlichsozialer Verwaltung hat manUeberstundennach

9 1/2 stündiger Arbeitszeit so bezahlt ,dass Schaffnerfür eineUeberstunde
77 Prozent des NormalstundenlohnesundFahrer gar nur 73 Prozenterhielten .
Heutewerden150 Prozent der Normalstundebezahlt Die nichtständigenBediens
teten hatten überhaupt nur zwei dienstfreie Tage im Monatund es kamvor ,

dass sie oft monatelangüberhauptkeinen freien Taghatten .Nach3Dienst¬
jahrengabes frühernur5 TageUrlaub ,nach12Jahren6 Tageundnach17
Jahren 7 Tage . Jetzthaben die Strassenbahner schon nach 2 Dienstjahren 7

Tage,nach6 Jahren 1 4 Tage ,nach11 Jahren 21 Tageundnach16 Jahren28
Urlaubstage .

GR. Gschladt( . L) : Miteinem Wort,es geht denStrassenbahnern
jetzt glänzend !
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GR. Weigl : Esgeht denStrassenbahnerngar nicht glänzend . Esgeht
ihnen so gut undso schlecht wie den anderenArbeiternAnseres Landes .Darüber
hinnuwhabensie aberdie Sicherheitihrer Existenzundihres Alters .(Stür-¬
mischer Beifall bei der Mehrheit ) .

DieRednerder Minderheitkonntenkeineneinzigenwirklichen
Terrorfall anführen . Wirhabenes abgelehnttrotz der unerhörtestenBe¬
schimpfungenund Beleidigungen der GewerkschaftsfunktionäreundGemeinde¬
verwalter terroristisch vorzugehen .Wir werden es auch in Zukunftablehnen ,
dennwir wollennicht in Ihre Fusstapfentreten .( LebhafterBeifall ) .Unter
Ihrer Verwaltung hat der Gemeinderatsausschuss beschlossen ,zuverbieten
den Beitritt zur freien Gewerkschaft und die Direktion wurdebeauftragt ,
gegen Zuwiderhandelnde dem Stadtrat Anträge zu unterbreiten .Sie habenim
Jahre 191237 Bergarbeiteraus demstädtischenWerkin Zillingdorfentlassen .
weil sie der Unionder Bergarbeiter angehörten .Als in derHauptwerkstätte
der Strassenbahn538Bedienstetefür die freie undnur 195für diechrist¬
liche Gewerkschaft stimmten ,hat die Werkstättenleitung das Ergebnis der

Wahlnicht anerkanntundsie einfachannuliert .Es lebenheutenoch2Stras¬
senbahner ,die entlassen worden sind ,weil sie im Arbeiterheim Favoriten

Theatergespielthaben .DiechristlicheStrassenbahnerOrganisationhatim
Jahre 1913 eine Versammlung abgehalten ,in der beschlossen wurdejeden
roten Strassenbahner ,der einen "Chrüsstlichen "anrempeltanzuzeigen ,damit
ihm das Handwerkgelegt werde . Esist ein starkes Stück über dengegenwärtigen
Bertrag zu reden,wenn man weiss ,wie der Herr Strafella in Graz mitHilfe

der christlichen Gewerkschaftdie Grazer Strassenbahner behandelthat . In
diesem Vertrag ist festgelegt ,dass ein Bediensteter nach 35jähriger Dienst¬

zeit 298 Schilling Monatslohnbekommt ,Stundenschaffner ,sSonntagsschaffner ,
Aushilfswagenführer ,Reversarbeiter und alle Bediensteten über 60 Jahre falle

überhaupt nicht unter den Vertrag . Anfreien Tagen können dort die Bedienste - ¬

ten einfach geholt werden und diese Tage werden dann als Urlaub angerechnet .

Die Sitzungen der Personalkommission bei der Grazer Strassenbahn dürfen

nur in der dienstfreien Zeit abgehalten werden .Ist das manchmal nicht mög¬
lich ,dann werden die versäumten Stunden vom Lohn abgezogen .Durch diesen Ver¬

trag haben die christlichen Gewerkschafter gemeinsam mit ihren Parteigenosse :

Strafella 150Familinnväteraufs Pflaater gesetzt ,darunter Leutemit23
Dienstjahren .Die christliche Gewerkschaft hat den Beschluss gefasst am

Streik festzuhalten ;gleichzeitig aber haben ihre Führer mit dem HerrnStra¬

fella überdenStreikbruchverhandelt .Umhalb4 UhrfrühsinddieFührer
der christlichen Gewerkschaft mit Autos in die Wohnungen der Bediensteten

gefahren und ,haben sie zum Streikbruch bewogen .( Stürmische Pfuirufe bei der

Mehrheit ) ,Umein Linsengericht haben sie die Erazer Strassenbahner dem
Strafella eusgeliefert . Beiden Personalvertretungswahlen in Graz haben561
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Strassenbahnerfür die freie Gewerkschaftund201Strassenbahnerfürdie
christliche Gewerkschaftgestimmt .DieWahlenwurdenaber nintanerkannt ,
ja manhatdenStrassenbahnern ,diefür diefreieGewerkschaftgestimmthaben,
erklärt ,sie seien neueingestelltworden ,da der Streick dasDienstverhält-¬

nis gelöst hat . DasHandelsministerium hat die Nichtanerkennung der Wahlen
bestätigt,es ist der Anfechtungvor demVerwaltungsgerichtkhofausgegniffen ,
indem es erkkärt hat ,es habe der Direktion nur Ratschläge gegeben .Beiden
Bundesbahnenwurdealles gekündigt,wasnichtunkündbarwar .Leutemit11und
12 Dienstjahren wurden entlassen ,verheiratete Leute versetzt ,die Personal - ¬

vertretungverlangtdieKurzarbeit,Strafellahatdasnegiert ,110Mannwurden
beurlaubtundverlierenein Drittel ihres Einkommens.DieSozialweform,die
jetzt kommensoll ,ist der Gipfel der Arbeiter - undAngestelltenfeindlichkeit .
Sieist einAttentataufdieVolksgesundheit,aufdieausgeblutetenundver-¬
elendeten Arbeiter undAngestellten zugunstenderUnternehmer,

Es ist schon
so ,dass für die arbeitenden Menschenaller Stände und Berufe nur einenWeg
es gibt,wennsie ein besseres Loserkämpfenwollen ,den Wegin diefreien
Gewerkschaften, den Wegzur Sozialdemokratie ( StürmischerBeifall beider
Mehrheit ) .Ueber Ihren Handlungen steht turmhoch das Vorgehen der sozia¬

listischenVerwalterder StadtWien .EbensoturmhochüberIhrer Kritiksteht
die Tat der WienerStrassenbahnerdie wirklichdie Tatproletarischer
Silidarität war. DieseTatwirdimmerihre Würdigungfinden .( StürmischerBei-¬
fall bei der Mehrheit ) .

GR. Haider( . . )polemisiertgegendieAusffihrungendesGR. Weigl.
Er verweistdarauf ,dassdie ArbeiterkammerunterdemVorsitzedesGR. Weigl
beschlossen hat ,das alles getan werdenmüsse,umdie Konsumtionskraftder
Arbeiterschaftzuheben .Heutesteht Weiglauf,umeineVorlage ,die einenbe¬
deutenden Abbauim Einkommender Strassenbahner bedeutet ,zu vertreten .Wenn
Weiglbehauptet ,dass durchuns in Graz25 . 000Arbeitstage für dasPersonal
in Verlust gekommensind ,so stelle ich fest ,dass durch diese Vorlagedie
wir heute beraten 300 . 000Abbeitstagein Verlust geraten .Wennuns
zumVorwurfgemachtwird ,dass der ehemaligeSekretär derchristlicha¬
deut schen Gewerkschaft heute im Studienbüro bei Strafella sitzt ,so stelle

ichfest ,dassdiechristlich -deutscheGewerkschaftdaranvollkommenunahukd
ist . Schliesslich tritt der Redner der Behauptungdes GR . Weiglgegenüber ,

dass die Strassenbahndirektion frei von parteipolitischen Einflüssen sei

und erklärt .dass unter sozialdemokratischer Verwaltung eine grosse Anzahl
christlicher Arbeiter rücksichtslos terrorisiert worden sei .

GR .Lehninger ( . . )polmeisiert ebenfalls gegendieAusführungen
des GR . Weigl und erklärt ,dass die Strassenbahner in Graz erst unter
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christlichsozialerVerwaltungdieDienstordnungerreichthaben. Esistder
GipfelpunktderDemagogie,wennbehauptetwird ,dassdiechristlichdeutsche
Gewerkschaftden Grazer Strassenbahnern keine Verbesserungihrer Dienst - ¬
verhältnisse gebracht hat .Währendunter Ihrer GewerkschaftdieUeberstun¬

denentlohnunggekürztwurde,habenwireinewesentlicheVerbesserungderLohn-¬
verhältnisseerreicht .DenStreikin GrazhabenSiemutwilligheranfbeschworen
undzudiesemMuwillensakthatsichdiechristlicheGewerkschaftnicht
herbeilassenkönnen .MansolltedochkeinenVergleichmitndenBundesbahnenan¬
stellen .Aufder einen Seite der schwernotleidendeBund ,auf deranderen
Seitedie reicheG,meinde,die sichvondenUnternehmungendieFürsorgeabgabe
betahlenkässt( LebhafteZwischenrufe )Schliesslich erkkärtderRedner ,seine
Parteiwerdesich nichteinschüchternlassen ,sondernnachwievordieRechte
der Strassenbahner verteidigen .( Beifall bei der . . )

St . . Kunichakbemerkt ,er wolledenvomGR. WeiglerzähltenMärchenAgeg
treten ,als obunterdemchristlichsozialemRegiømedenStrassenbahne
gegenüber die fürchterlichsten Zustände geherrscht hätten .Er habe dazudie
Legitimation ,da er solangees eine Strassenbahnergewegunggibt ,an ihraktiv
teilgenommen habem Man erinnere sich der Verhältnisse bei der Tramway ,als

der allmächtige Herr bei der Tramwayder Herr Reitzes war .Damalswarendie

Tramwaybedienstetenwirklich"weisseSklaven"DerersteVersuch,dieseSkla¬
vereizubrechenwurdevondenSozialdemokratenuntærFührungReumannsim
Fahre 1889 gemacht .Durch diesen Streich wurde eine Unsummevon Elendange¬

richtet ,eine UnzahlvonTramwaybedienstetenundunbeteiligteMenschenwander¬
ten auf Jahre in den Arrest .Die Bddiensteten musst en gedemütigtzurück¬

kehrenundein Vergeltungs -undRachesystemschlimmsterArtwurdeaufgerichte
Dieses System wurde dann durch den Streik im Jahre 1897 gebrochen .Damals

hathes auch den Anscheingehabt ,als oh der Streik niedergeknüppeltwerden
sollte und damals war es Lueger ,der am Dienstag nach Ostern um 12Uhr

Mitternacht in der Polizeidirektion zu Protokoll gegebenhat ,dass er ,wenn
am Mittwoch der Strassenbahnbetrieb nicht funktionieren werde .von seinem

Rechte als Bürgermeister Gebrauch machen ,die Sequestration über die Tram¬
waygesellschaft verhängen und auf deren Rechnung und Gefahr mit den Bedienste

ten Frieden schliessen werde .Damals ist die Mahht des Herrn Reitzes als Skla

venhalter gebrochen worden ,aber auch seine Macht als übermütiger Beherr¬

scher des Wiener Verkehrswesens .Als die Szrassenbahn von der Gemeinde

übernommen wurde .hat es eine Pensionkasse gegeben ,bei der nach freier

Wahl des Unternehmmrs nur alte Verkehrsbedi anstete und zwar nurKondukteure
und Kutscher eingereiht werden konnten .Ganz so war es in der Kranlenversi¬
cherung .Von einem Definitivum war keine Rede .Die Bediensteten wurdennun

von Jhr zu Jahr frotschreitend unter stetigen Kämpfen ,an deren Spitzeich
gestanden bin ,in ein Standesverhältnis überführt und zum Schluss bestimmt ,
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dassnach5 JahrendasDefinitivumeintretenmüsse .DiesesRechtistver¬
schwunden( GR. Weigl : Auchheute wird der Strassenbahner nach 5 Jahrenauto¬
matisch definitiv ! )Abernur in der Formdes Kollektivvertrags ,während
er damals pragmatisiert wurde . DieLeute wurdendann in dasPensions¬

institut eingereihtunddieGemeindehatdazuRiesanbeiträgegeleistet .Die-¬
ses Pensionsinstitut warein mustergültiges .Sie habenes vellständigdemo¬
liert .DieKrankenkassewurdemitgresenZuschüssenderGemeindebedachtund
auf alle Bedienstetenausgedehnt .Diese Krankenkassest heute selbst durch
unddurchkrank .( GRWeigl: EsgibtwenigKrankenkassen,dehenesgutgeht!)
Wirwissen ,dassdie Krankenkassein Oesterreichüberhaupthinist . Dann
hättenSieaberals PräsidentderArbeiterkammerdenMinister ,mitdessen
Entscheidungenich michnicht in jeder Beziehungdecke ,nicht in dieDebatte
ziehen sollen ,denner will ja nur verhindern .dass die Kranlnkasseganz
zusammenbricht( LebhafterBeifall bei der . . )UnterdenPrivatunter -¬
nehmernwarendie Fahrer bis 18 Stundentäglich öhneMittagspauseinBetriet

Die Dienstzeit wurde auf 9 1/2 Stunden herabgesetzt und diese Dienstzeit war

mit einer MengevonPausenangefüllt .Sie habendie Arbeitszeit wohlber¬
kürzt aber indieser kürzerenZeit ist die Arbeitsleistungausserordentlicl
vermehrtworden,unddasist dasÄntscheidende.SiesprechenvomTerrorun¬
ter demchristlichsozialen Regieme .Gewisssind damalsallerhandDingevorge
menund es ist nicht alles so gegengen ,wie es mir gefallen hätte .Ichhabe
auchmanchmaldagegenRemonstriert .Dererste ,dergegendenberüchtigten
Spänglererlass Stellung genommen hat ,war ich .Es ist dann auch sehr viel

gemildert worden .Lueger hat damals erklärt ,er nimmtkeineRepublikaner
xuf .Das hat nicht nur für Sozialdemokraten gegoltenWenn jemand mit seinem

Gelöbnis in Widerspruch gekommen ist ,sind Massregelungen vorgekommen .Aber

Sie dürfen das nicht so hindtellen ,als ob die Gemassregelten lauter Lämmer

gewesen wären . Dahat einmal Abg .Forstner in einer Strassenbahnerversamm¬
lung erklärt ,wie Strassenbahner haben Rossknödel im Hirn .So hat der Führer

der Opposition gesprochen und man kann sich vorstellen,wie seine Unterläufe .

gesprochenhaben .Ich bin auch damals gegen Uebergriffe eingeschritten und
es gibt heute noch sehr viele jetzt rotgewordene Strassenbahner ,die mir

das danken .Auch damals hat das Unternehmen wie heute darunter gelitten

dass es Leute gegeben hat ,die sich Liebkind dadurch machen wollten ,dass sie

die Bediensteten schikaniert haben . BeiIhnen ist das noch viel schlimmer .

DennSie haben nicht nur Streber in Ihren Reihen ,sondern auhh dieKonfunk¬
tursozialisten und die Renegaten sind bekanntlich die Allerschlechtesten .

Wenn früher Terrorfälle vorgekommen sind ,so rechtfertigt das aber durchaus

nicht Ihr Vorgehen .Denn Sie sind ja als die Sittenrichter ,als die Catos
des öffentlichen Lebens in die Arena gestiegen .Wenn Sie nicht mehr können .
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als das,was die Früheren schlecht gemacht haben ,nochschlechter zu machen ,

dann ist die Aenderung des Systems nicht daftr gestanden ( Lebhafter Beifall
war !

bei der . . )Die Frage ,die Sie den Strassenbahnern gestellt haben ,entweder
Entlassung von so und sovielen oder jeder nimmt ein StückmOpfer auf sich

Da kann man niemandem zumuten ,du Frage so zu beantworten :der andere geht

mich nichts an ler soll entlassen werden .Es ist aber eine ganzandere
Frage ,ob das Defizit der Strassenbahnenvonden Bediensteten ,die esnicht
verschuldet haben ,getragen werden muss .Man müsste trachten ,die Leute so

gut wie möglich im Betrieb zu behalten .Dazugibt es ein Mittel ;dieWieder- ¬

einführung des Ueberfüllungsverbotes .Im Jahre 1913 sind auf einennBe - ¬
diensteten 26705Fahrgäste entfallen ,heute entfallen auf einen über37. 000
Fahrgäste ( Lebhafte Hört - Hörtrufe bei der . . ) Wennman das Ueberfüllungsver - ¬

bot wieder einführt,wird sich ergeben ,dass kein Ueberstand ,sondernein
Unterstand an Personal besteht .Das Ueberfüllungsverbet ist auh eine sehr
ökonomischeMassregel ,wennmenbedenkt - vonden vielen Schwarzfahrernganz
abgesehen - ,wiesehr der Fahrpark ,die Räder und das Schienenmaterial unter

der Ueberfüllung leiden .Auch mit der Kürzung der Intervalle geht es nicht

mehr so weiter .Manerzicht ja das Publikum förmlich dazu,die Strassenbahn
Lepe

zu meiden .St . . Kunschakerklärt ,er habe sich bemüssigt gefühlt ,die
Tatsachen wie sie in Wirklichkeit liegen ,aufzuzeigen ( Lebhafter Beifall

bei der . . ) .
St . . Speiserbemerkt ,niemand werde diese Vorlage freudigen Her¬

zens vertreten ,Wenn sie auch ,insoweit sie vom Personalausschuss veranlasst
ist ,als ein schönes Zeichen vom Gemeinschaftsgefühl bezeichnet werden muss

WennGR .Gschladt rühmand festgestellt hat ,dass 6000 Menschenden Mutge - ¬

habt haben ,gegen die Vorlage zu stimmen ,so stellen wir fest ,dass 9000
Menschen das Solidaritätsgefühl gehabt haben ,für die zu stimmen ( Lebhafter

Beifall bei der Mehrheit ) .Gegenüberden Ausführungenderchristlichsoziale
Redner stellt sodann St . . Speiser fest ,dass die Frequenz der Strassenbahne

von 650 Millionen im Jahre 1928 ,auf 627 im Jahre 1929 und auf 601 imJahre
1930 gefallen ist .Der Frequenzrückgang in den deutschen Grosstädten ist

weit grösser .Seinerzeit haben die Christlichsozialen den Ruf nach Abstellung
der Doppelleistungen und Ueberstunden erhoben .Dem wurde durch Neuaufnahmen

Rechnunggetnagen .Dannhat sich aber gezeigt das infolge dersinkenden
Frequenzein Ueberstand an Personal vorhandenist und dass hat zu denheute
vorgeschlagenen Massnahmen geführt .Die Strassenbahndirektion hat wiederholt

wiedies heuteGR. Pfeifferberlangthat ,versucht ,die Frequenzdurch
das Laufenlassen von mehrWagenzu heben .Bei allen Linien hat sichaber
ergeben ,dass die Mehrkesten die Mehreingänge weit übersteigen .Regenüber
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einzelnen christlichsozialen Redner stellt sodann St . . Speiserfest ,dass
bei der Abstimmungsich ter demFahrpersonal nicht eine Mehrheit vonnur
1oo Stimmen ,sindern von 1072 Stimmen ergeben habe .Der Forderung ,dass

die Gemeindefür die Fahrbegünstigungenan die Arbeitslosen denStrassenbah-¬
nenErsatz leisten müsse ,hält er gegenüber ,dass auf der anderenSeitedie

. WerkedieStrassenbahnenmitbilligeremStrombeliefernwasdemGeldwerte
nach die obenerwähntenBegünstigungenweit übersteige . Wasdieangegebenen
Disziplinarfälleanlangt ,werdensie überprüftwerden .Aufdie RededesGR.
Kunschakmöchteich nur erwidern ,dass sie eine Entlastungsoffensivefürdie
imKampfschwerhavarierten Generalewar .( StürmischeHeiterkeit ) .Dasswas
sich hier vollzieht ,ist eine Solidaritätsaktion der Strassenbahner ,die
wissen ,dass sie mit dieser Vorlage das Richtige treffen .( Beifall ) .

GR ,Kunschakberichtigt tatsächlich ,dass er keinehavariertenGener
le herausgehauthabe ,sondernnur die Ausführungendes GR. Weiglauf denrich¬
tigen sachlichen Wert zurückführen wollte .Festgestellt werden muss ,dass die
Strassenbahner heute eine schlechtere Kranken - Pensionsversicherung habenals

früher unddass die Ausnützungihrer Arbeitskraftviel stärker erfolgt .(Bei-¬
fall ) . DieVorlagewirdmitdenStimmenderSozialdemokratenangenommen,wobei
die Christlichsozialen die Abstimmungmit den Rufen : HochdieLohnkürzung!

begleiten .

St . . Prof .Dr .Tandler ersucht umGenehmigurgdes Vertrages mit
der Stadion-Betriebsführungsgesellschaft.Sie ist keinauf Gewinnberechnetes
Unternehmen und sollte ein Betriebsüberschuss aufscheinen ,dann muss er zur

Verbesserung der Anlage verwendetwerden .
GR. Prinke( . L) bemängeltdie Vorlage .DieSportverbändehaben

bei der Betriebsführungnichts zu reden ,das Ziel sei einzig undalleindie
Rentabilität . DieSportinteressen werdendabei eine ganznebensächlicheRolle
spielen .Mit dem Betriebskapital von 250 . 000Schilling werde das Auslangen

nicht gefunden werden können . Essei überhaupt nicht recht zu erkennen ,wozu
die Betriebsgeselkchaft notwendig ist . Eswerde da ein politisches Manöver

aufgeführt ,bei dem die Sportverbände nur Rekoration sind .Auf die Sportver¬

bändemüssteviel mehrRücksichtgenommenwerden ,sie müssenauh eineVertret
im Verwaltungsrat bekommen ( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Reismann ( Soz ,dem . )verweist auf die Schädlichkeit des Alko¬

hols insbesondere für die sporttreibende Jugend und richtet an denReferente

die Bittem dahin zu wirken ,dass das Stadion ,das ja demVolkswohldienen
soll,Alkoholfrei betrieben werde .

GR . Pfeiffer ( . L) verweist zunächst auf die Sportbestrebungen

der bürgerlichen Vereine und der Arbeitervereine ,wobei er erklärt ,dassauch
der Arbeitersport Höchstleistungen anstrebe .Der Arbeitersport ist daherseir
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Grundaatz untreu geworden .Bei der Besprechung der Zusammensetzungder
Betriebsgesellschaft für das Stadion erklärt der Redner ,dass denSport - ¬

verbändendervollständigfertigeEntwurfvorgelegtwordensei .Siekonnten
dazu nixht Stellung nehmenund mussten einfach Ja und Amenssagen. Voll - ¬
ständigunverständlichist es ,dassderFestausschussüber12Stimmenund
alle Sportverb ände zusammennur über 3 Stimmenverfügen werden .Ebenso

unverständlichist es ,dass die GemeindedemWienerFestausschussseine
BeteiligunganderBetriebsgesellschaftin derHöhevon60. 000Schilling
durcheine Subventionin der gleichen Höheermöglichensoll ,währenddie
armenSportverbändeje 5000Schillingauseigenenleisten müssen ,obwohl
der WienerFestausschussauf sportlichemGebietnochgar nichtsgeleistet
hat . DerRednerführt sodannBeschwerdedarüber ,dassder deutscheTurner¬
bundnichtzurMitarbeitherangezogenwerde. Erstellt denAntrag ,dem
deutschen Turnerverband das Vertretungsrecht in derBetriebsgesellschaft
einzuräumen .Er spricht sodann sein Bedauern darüber aus ,dass nur ein

Fünftel des Stadions ausgebaut ist und sprücht die Beførchtungaus ,
dass die Geschäftsffihrungbestrebt sein wird ,denanderenSportvereinigunge
Konkurrenzzu machen .Als die wichtigste Frage bezeichnet er dieFrage
der Bestellung des Geschäftsführers .Zum Geschäftsführer kann nur jemand
bestellt werden ,der die Sportverhältnisse wirklich genau kennt und
die richtige Witterung für alles Sportliche hat .Zum Schlusse richtet
er an die sozialdemokratische Partei die Mahnung ,bei der Führungder
Betriebsgesellschaft . allesParteipolitische aus dem Spiale zu lassen )
( Beifall bei der . L

St .R .Tandler stellt in seinem Schlussworte fest ,dass den Ver¬
trag monatelange Beratungen vorausgegangen sind und dass die einzelnen
Sportverbände genug Zeit gehabt haben ,sich mit ihm zu beschäftigen .Er
sei auch immer dafür eingetreten ,dass die Sportvereinigungen im Verwal¬
tungsausschuss Einfluss bekommen .Dem Wunsch des GR . Reismann werde er un¬
terstützen ,er könne aber den Beschlüssen der Geschäftsführung nicht
vorgreifen .Der Festausschuss ist als eine Organisation herangezogen
worden ,die demgeiten Ziele wie das Stadion dient ,der Hebung des Anseher
der Stadt .Wie beim Bau des Stadions die Politik aus dem Spiele jalassen
wurde ,wird es auch bei der Betriebsgesellschaft der Fall sein ( Beifallbei der Mehrheit . ) .

Der Gesellschaftsvertrag wird unter Ablehnung des AntragesPfeiffer angenommen¬
Schluss der Sitzung 23 ' 15Uhr .

Bogenabfertigung23120
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